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Zulassungssatzung der Universität Ulm für die 

konsekutiven Masterstudiengänge Mathematik und Wirtschaftsmathematik 

vom 21. Juli 2009 

 
Aufgrund von §§ 63 Abs. 2 Satz 1, 60 Abs. 2 Nr. 2, 29 Abs. 2 Satz 6 des Gesetzes über die 
Hochschulen in Baden-Württemberg (Landeshochschulgesetz – LHG) in der Fassung vom 1. 
Januar 2005 (GBl. S. 1 ff), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Zweiten Gesetzes zur Umset-
zung der Föderalismusreform im Hochschulbereich vom 03. Dezember 2008 (GBl. S. 435ff, 
ZHFRUG), hat der Senat der Universität Ulm am 16. Juli 2009 die nachstehende Satzung be-
schlossen. 
 

Vorbemerkung zum Sprachgebrauch 

Nach Artikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes sind Frauen und Männer gleichberechtigt; alle Perso-
nen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Ordnung gelten für Frauen und Männer in gleicher 
Weise. 
 

§ 1 Anwendungsbereich 

In den Masterstudiengängen Mathematik und Wirtschaftsmathematik vergibt die Universität Stu-
dienplätze nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen.  

§ 2 Frist und Form 

(1) Der Antrag auf Zulassung zum Wintersemester muss bis zum 15. Juli, der Antrag auf Zu-

lassung zum Sommersemester bis zum 15. Januar bei der Universität eingegangen sein.  

(2) Der Antrag ist in elektronischer Form zu stellen, es sei denn eine elektronische Antragstel-

lung würde einen Härtefall für den Bewerber darstellen. Ein Härtefall liegt bei Personen 

vor, bei denen aus besonderen persönlichen Umständen sowie aus gesundheitlichen 

Gründen eine elektronische Antragstellung nicht möglich ist.  

(3) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen: 

a) Nachweise über das Vorliegen der in § 3 genannten Voraussetzungen;  

b) Nachweise darüber, ob der Studienbewerber an einer in- oder ausländischen Hoch-
schule im beantragten Masterstudiengang oder in Studiengängen mit im Wesentlichen 
gleichem Inhalt den Prüfungsanspruch verloren hat oder sich in einem laufenden Prü-
fungsverfahren in einem dieser Studiengänge befindet. Welche Studiengänge als ver-
wandt gelten, ergibt sich aus der fachspezifischen Studien- und Prüfungsordnung. 

(4) Sind diese Nachweise nicht in deutscher oder englischer Sprache abgefasst, bedarf es ei-

ner amtlich beglaubigten Übersetzung in deutscher oder englischer Sprache. 

 



 

 

 

§ 3 Zugangsvoraussetzungen 

(1) Zugangsvoraussetzung ist der Nachweis eines Bachelorabschlusses mit überdurchschnitt-

lichen Prüfungsergebnissen im beantragten Masterstudiengang oder in einem Studien-

gang mit im Wesentlichen gleichem Inhalt an einer in- oder ausländischen Hochschule 

oder ein als gleichwertig anerkannter Abschluss auf dem Niveau von mindestens drei Stu-

dienjahren. 

(2) Über die Gleichwertigkeit der Vorbildung sowie die Vergleichbarkeit der qualifizierten Ab-

schlüsse entscheidet der Zulassungsausschuss. Bei der Anerkennung von ausländischen 

Abschlüssen sind die Empfehlungen der Kultusministerkonferenz sowie die Absprachen im 

Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. In Zweifelsfällen wird die Zentralstel-

le für ausländisches Bildungswesen (ZAB) gehört. 

(3) Die überdurchschnittlichen Prüfungsergebnisse werden durch das Erfüllen mindestens ei-

nes der folgenden Kriterien nachgewiesen: 

a) Bachelorabschluss mit der Gesamtnote mindestens 2,5. 

b) Bachelorarbeit mit der Note mindestens 2,0. 

§ 4 Zulassungsverfahren 

(1) Über die Zulassung entscheidet das Präsidium auf Vorschlag des Zulassungsaus-

schusses.  

(2) Der Zulassungsantrag ist zurückzuweisen, wenn 

a) die in §§ 2 und 3 geregelten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder  

b) der Bewerber den Prüfungsanspruch im beantragten Masterstudiengang oder in Stu-
diengängen mit im Wesentlichen gleichem Inhalt verloren hat oder sich in einem lau-
fenden Prüfungsverfahren in diesen Studiengängen befindet. 

(3) Eine Zulassung kann auch unter Vorbehalt ausgesprochen werden, wenn der Bachelor-

abschluss wegen Fehlens einzelner Prüfungsleistungen noch nicht vorliegt und auf Grund 

des bisherigen Studienverlaufs, insbesondere der bisherigen Prüfungsleistungen, zu er-

warten ist, dass der Bachelorabschluss und die damit zusammenhängenden Maßstäbe 

nach § 3 Abs. 3 in der Regel mit der Immatrikulation zum Masterstudium nachgewiesen 

werden.  

(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen in 

der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Ulm unberührt. 

§ 5 Zulassungsausschuss 

(1) Der Zulassungsausschuss besteht aus mindestens zwei Personen. Auf Antrag der studen-

tischen Mitglieder des Fakultätsrats tritt ein Studierender in beratender Funktion hinzu. 

(2) Die Mitglieder des Zulassungsausschusses sowie deren Stellvertreter werden durch den 

Fakultätsvorstand der Fakultät für Mathematik und Wirtschaftswissenschaften bestellt. Die 

Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre. Wiederbestellung ist möglich. 

 
 



 

 

 

§ 6 Inkrafttreten 

 Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntma-

chungen der Universität Ulm in Kraft. Sie gilt erstmals für das Zulassungsverfahren zum 

Wintersemester 2009/2010. Gleichzeitig tritt die Zulassungssatzung der Universität Ulm für 

die konsekutiven Masterstudiengänge Mathematik und Wirtschaftsmathematik vom 19. 

November 2008 (Amtliche Bekanntmachungen der Universität Ulm Nr. 21 vom 

26.11.2008, S. 181 – 183) außer Kraft. 

 

Ulm, 21. Juli 2009 

gez. 

Prof. Dr. Karl Joachim Ebeling  

Präsident 

 


